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Ausweitung des freien Personenverkehrs auf die neuen EU-Länder

Die Nachteile eines Neins für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

Ein Nein zur Ausweitung des freien Personenverkehrs birgt ein grösseres Risiko für Lohn- und Sozialdumping als ein Ja.

Die Ausweitung des freien Personenverkehrs löst bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern begreifliche und berechtigte Ängste aus.  Sie fürchten den Verlust ihres Arbeitsplatzes durch grössere Konkurrenz und haben Angst vor Lohndruck. Die Vorteile des freien Personenverkehrs scheinen dagegen nicht sehr konkret. Es profitiert nämlich lediglich eine Minderheit von der Personenfreizügigkeit, zum Beispiel jene, die in einem EU-Land arbeiten möchten. Die positiven Auswirkungen der Personenfreizügigkeit für die Unternehmen (Öffnung für die Exportwirtschaft, erleichterte Rekrutierung von Personal) sind für die Arbeitnehmenden nur indirekt spürbar – zum Beispiel durch eine leichte Zunahme des Wirtschaftswachstums. 

All dies erklärt, warum die Bevölkerung der Ausweitung des freien Personenverkehrs skeptisch gegenübersteht. Die Versuchung, am 25. September 2005 ein Nein in die Urne zu legen, ist daher gross, umso mehr, als die Gefahr besteht, dass das Ganze als Abstimmung für oder gegen die Öffnung bzw. für oder gegen die Ausländer verstanden wird.

Man sollte daher nicht vergessen, dass das Schweizer Volk im Mai 2000 mit sehr grosser Mehrheit (67%) Ja zu den Bilateralen Abkommen und damit zum Abkommen über den freien Personenverkehr sagte. Die allmähliche Umsetzung des freien Personenverkehrs mit der EU der 15 verlief ohne grössere Schwierigkeiten. Es gab weder eine grosse Einwanderungswelle noch allgemeinen Druck auf die Löhne oder die Arbeitsbedingungen. Missbräuche wie die Missachtung der üblichen Löhne und Arbeitsbedingungen gibt es zwar, aber das Ausmass bleibt beschränkt, und die immer striktere Anwendung der flankierenden Massnahmen verhindert eine Verschlechterung der Lage.

Verstärkung der flankierenden Massnahmen
dank der Ausweitung des freien Personenverkehrs

Die Ausweitung des freien Personenverkehrs auf die neuen EU-Länder bringt keine grundlegenden Änderungen mit sich: Der Arbeitsmarkt verliert nicht an Stabilität, weil die Schweiz bis ins Jahr 2011 die Kontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen beibehält und eine Masseneinwanderung durch Kontingente für Bürger der neuen EU-Länder verhindert. Die Verstärkung der flankierenden Massnahmen erleichtert zudem die Kontrolle des Arbeitsmarkts. Ohne die Ausweitung des Abkommens über den freien Personenverkehr hätten wir diese Verstärkung, die auch im Rahmen der Personenfreizügigkeit mit der EU der 15 gilt, sicher nicht erreicht. Mit anderen Worten: Die Ausweitung des freien Personenverkehrs ermöglicht eine bessere Kontrolle des Arbeitsmarkts und stärkt die Rolle der Arbeitnehmerorganisationen.

Ein Nein hat äusserst negative Folgen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

Ein Nein zur Ausweitung des freien Personenverkehrs würde zum Trugschluss führen, dass der Arbeitsplatz, der Lohn und die Arbeitsbedingungen nun geschützt sind. Es hätte jedoch folgende Nachteile: 

· Ein Nein verhindert die Verstärkung der flankierenden Massnahmen, die ein Ja ermöglicht. Dadurch steigt das Risiko für Lohn- und Sozialdumping.

· Ein Nein hindert Arbeitskräfte aus den neuen Mitgliedstaaten der EU nicht daran, in die Schweiz zu kommen. Sie arbeiten dann einfach schwarz statt mit einer Arbeitsbewilligung. Ihre Lohn- und Arbeitsbedingungen sind wesentlich schlechter als mit der Ausweitung des freien Personenverkehrs, welche die Bedingungen klar regelt.

· Ein Nein verschlechtert die Rahmenbedingungen für die Exportwirtschaft, die in der Schweiz sehr viele direkte und indirekte Arbeitsplätze schafft. Dadurch wachsen die Arbeitslosigkeit und der Druck auf die Löhne und Arbeitsbedingungen.

· Ein Nein fördert ein Klima der Abschottung, das zu Fremdenhass und zu einer Spaltung zwischen den einheimischen und den eingewanderten Arbeitskräften führt. Dies hat negative Folgen für alle Arbeitnehmenden. Die Arbeitnehmerorganisationen, die einen hohen Anteil an ausländischen Arbeitskräften aufweisen, drohen durch Spaltungen und Spannungen geschwächt zu werden.

Die Ausweitung des freien Personenverkehrs instrumentalisieren: ein gefährliches Spiel

Nach reiflicher Überlegung kommt man also zum Schluss, dass ein Nein zur Ausweitung der Personenfreizügigkeit das Lohn- und Sozialdumping am meisten fördert. Manche täten gut daran, rechtzeitig darüber nachzudenken und die Ausweitung der Personenfreizügigkeit nicht übermässig zu instrumentalisieren, um Verbesserungen in einer Branche oder in einem Gesamtarbeitsvertrag durchzusetzen. Das Endergebnis einer solchen Strategie könnten sehr negative Folgen für den Schutz der Arbeit, das Klima am Arbeitsplatz und die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU haben.
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